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Zu sammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über die vorläufige Haushaltsführung der Bundesverwaltung im Rechnungsjahr 1950 

- Nr. 814 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des lo. Ausschusses 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes über die vorläufige 
Haushaltsführung der Bundesverwaltung 
im Redinungsjahr 1950 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen; 

§ 1 

Bis zur Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1950, längstens bis zum 
30. September 1950, dürfen vom 1. April 1950 

a) die dem Bund zustehenden Einnahmen aus 
Steuern, Abgaben und sonstigen Quellen er- 
hoben und 

b) die Ausgaben geleistet werden, die zur Auf- 
rechterhaltung der Verwaltung und zur Er- 
füllung der rechtlichen Verpflichtungen oder 
der sonstigen Aufgaben des Bundes bei Be- 
obachtung größter Sparsamkeit unbedingt 
notwendig sind. 

§ 2 

Fortdauernde Ausgaben müssen sich im Rah- 
men der Ansätze des Haushaltsvoranschlags für 
das Rechnungsjahr 1949 halten. Sie sollen bei 
den einzelnen Ausgabetiteln monatlich den Be- 
trag nicht übersteigen, der einem Sechstel der 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über (iie vorläufige 
Haushaltsführung der Bundesverwaltung 
im Rechnungsjahr 1950 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen; 

§ 1 

Bis zur Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1950, längstens bis zum 
30. September 1950, dürfen ab 1. April 1950 

a) die dem Bund zustehenden Einnahmen aus 
Steuern, Abgaben und sonstigen Quellen er- 
hoben und 

b) nach Maßgabe der folgenden Vorschriften die 
Ausgaben geleistet werden, die zur Aufrecht- 
erhaltung der Verwaltung und zur Erfüllung 
der rechtlichen Verpflichtungen oder der 
sonstigen Aufgaben des Bundes bei Beobach- 
tung größter Sparsamkeit unbedingt not- 
wendig sind. 

§ 2 

(1) Fortdauernde Ausgaben müssen sich im Rah- 
men der Ansätze des Haushaltsvoranschlags für 
das Rechnungsjahr 1949 halten, wie sie sich aus den 
Vorschriften des Gesetzes über die Aufstellung 
und Ausführung des Bundeshaushaltsplans für 
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Entwurf 

Ansätze des Haushaltsvoranschlags für das Rech- 
nungsjahr 1949 entspricht (monatlicher Grenz- 
betrag); diese Einschränkung gilt nicht für die 
Einzelpläne Allgemeine Finanzverwaltung, Haus- 
halt der Schuld, Sonderhaushalt (Besatzungs- 
kosten), Haushalt der Finanzhilfe für die Stadt 
Berlin und solche Ausgabetitel, bei denen Aus- 
gaben nicht in regelmäßigen Zeitabständen, son- 
dern unregelmäßig nach Bedarf geleistet werden 
müssen. Im einzelnen gilt folgendes: 

1. BiszurFeststellung undBekannt- 
gabe des B u n d e s h a u s h a 1 1 s p 1 a n s für 
das Rechnungsjahr 1 949 gelten als 
Ansätze des Haushaltsvoranschlags 
für das Rechnungsjahr 1949 

a) bei Bundesverwaltung en, die an- 
stelle der entsprechenden Ver- 
waltungen des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes getreten sind, so 
wie bei Einrichtungen der Verwal- 
tung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes bis zu ihrer 
Überführung oder Auflösung; 
die vorbehaltlich endgültiger 
Beschlußfassung durch den Bun- 
destag durch Vereinbarung mit 
dem B u n d e s m i n i s t e r der Finan- 
zenfürdieZeitvom2 1. September 
1949biszum3 1. März 1950vorläu- 
fig festgelegten Ausgabebeträge 
zuzüglichder v o n d e r B u n d e s r e - 
gierung in Ergänzungs- oder 
Nachtragsvorlagen zum Bundes- 
haushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1 9 4 9 a u f g e n o m m e n e n 
Ausgabebeträge; 

b) bei Bundesorganen und Bundes- 
verwaltungen, die nicht an die 
Stelle entsprechender Organe 
oder Verwaltungen des Vereinig- 
ten Wirtschaftsgebietes getre- 
ten sind: 

die vom H a u s h a 1 1 s a u s s c h u ß des 
Bundestages zur Bewilligung 
vorgeschlagenen Ausgabebe- 
träge zuzüglich der von der Bun- 
desregierung in Ergänzungs- 
oder Nachtragsvorlagen zum 
B u n d e s h a u s h a 1 1 s p 1 a n für das 
Rechnungsjahr 1949 aufgenom- 
menen Ausgabebeträge. 

2 . Der Bundesminister der Finanzen kann bei 
der Bereitstellung der Betriebsmittel über die 
Mittelverwendung nähere Bestimmungen treffen. 
Er kann den monatlichen Grenzbetrag für ein- 
zelne Ausgabetitel oder für bestimmte Gruppen 
von solchen anders festsetzen. Er kann auch die 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

das Rechnungsjahr 1949 sowie über die Haushalts- 
führung und über die vorläufige Rechnungsprü- 
fung im Bereich der Bundesverwaltung (Haus- 
haltsgesetz 1949 und Vorläufige Haushaltsord- 
nung) — BGBL S. . . . — und etwaiger zu dessen 
Ergänzung oder Änderung ergehender Gesetze er- 
geben. Sie sollen bei den einzelnen Ausgabetiteln 
monatlich den Betrag nicht übersteigen, der einem 
Sechstel der Ansätze des Haushaltsvoranschlags 
für das Rechnungsjahr 1949 entspricht (monat- 
licher Grenzbetrag); diese Einschränkung gilt 
nicht für die Einzelpläne Allgemeine Finanzver- 
waltung, Haushalt der Schuld, Sonderhaushalt 
(ßesatzungskosten), Haushalt der Finanzhilfe für 
Berlin und solche Ausgabetitel, bei denen Aus- 
gaben nicht in regelmäßigen Zeitabständen, son- 
dern unregelmäßig nach Bedarf geleistet werden 
müssen. 


(2) Der Bundesminister der Finanzen kann bei 
der Bereitstellung der Betriebsmittel über die 
Mittelverwendung nähere Bestimmungen treffen 
und zu diesem Zweck im Rahmen der Gesamtan- 
sätze des Absatzes 1 den monatlichen Grenzbetrag 
für einzelne Ausgabetitel oder für bestimmte Grup- 
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Enxwurf 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


Inanspruchnahme von Mitteln aus Ausgabetiteln 
von seiner Zustimmung abhängig machen. 


§ 3 

Die Leistung von einmaligen Ausgaben sowie 
von Ausgaben für neue Aufgaben be- 
darf in jedem Falle der Zustimmung des 
Bundesministers der Finanzen. Wenn Aus- 
gaben für neue Aufgaben bei den per- 
sönlichen Verwaltungsausgaben, bei 
den sächlichen Verwaltungsaus- 
gaben, bei einem Titel der allgemei- 
nen Haushaltsausgaben oder bei 
einemTiteldereinmaligenAusgaben 
in der Zeit vom 1. April bis zum 30. September 
1950 den Betrag von 5 0 0 0 0 0 DM übersteigen, ist 
außerdem die Zustimmung des Haushalts ausschus- 
ses des Bundestages erforderlich; leidet die 
Maßnahme keinen Aufschub, kann 
der B u n d e s m i n i s t e r der Finanzen 
die Bewilligung aussprechen, er hat 
jedoch dem Haushaltsausschuß nach- 
träglich unverzüglichvon der Bewil- 
ligung Mitteilung zu machen. 


§ 4 

Fortdauernde und einmalige Ausgaben solcher 
Einrichtungen, für die der Haushaltsvoranschlag 
für das Rechnungsjahr 1949 (§ 2 Ziffer 1) noch 
keine Bewilligungen vorsieht, bemißt der Bundes- 
minister der Finanzen aufgrund der Ansätze des 
Haushaltsvoranschlags für das Rechnungsjahr 
1950. § 3 Satz 2 ist dabei entsprechend anzu- 

wenden. 


§ 5 

(1) Soweit der Bund aufgrund von Vorschrif- 
ten des Grundgesetzes mit Wirkung vom 1. April 
1950 Aufwendungen, die bisher von den Ländern 
zu leisten waren, nach näherer Bestimmung be- 
sonderer Gesetze, Verordnungen, Regelungen 
oder Vereinbarungen trägt, müssen sich die fort- 
dauernden Ausgaben im Rahmen der Surome der 
in den Haushaltsplänen der Länder für das Rech- 
nungsjahr 1949 einschließlich etwaiger Nachträge 
enthaltenen Ansätze für die entsprechenden Aus- 
gaben halten. Sie sollen bei den einzelnen Aus- 


pen von solchen anders festsetzen. Er kann auch 
die Inanspruchnahme von Mitteln aus Ausgabe- 
titeln von seiner Zustimmung abhängig machen. 

§3 

(1) Die Leistung von einmaligen Ausgaben ist 
an die Zustimmung des Bundesministers der Finan- 
zen gebunden. 

(2) Seiner Zustimmung bedarf auch die Leistung 
von Ausgaben für neue Aufgaben. Außerdem ist 
die Zustimmung des Haushaltsausschusses des 
Bundestages erforderlich, wenn für eine neue Auf- 
gabe Sachausgaben geleistet werden sollen, die bei 
dem einschlägigen Ausgabetitel in der Zeit vom 
1. April bis zum 30. September 1950 den Betrag 
von 300 000 DM übersteigen; von der vorherigen 
Einholung dieser Zustimmung darf nur abgesehen 
werden, wenn die Maßnahme keinen Aufschub 
duldet; in einem solchen Falle ist der Haushalts- 
ausschuß des Bundestages unverzüglich zu unter- 
richten. Soweit die Durchführung einer neuen 
Aufgabe die Ausbringung von Stellen für plan- 
mäßige Beamte erfordert, erfolgt die Bewilligung 
auf Vorschlag des Bundesministers der Finanzen 
durch den Haushaltsausschuß des Bundestages. 

§4 

Fortdauernde und einmalige Ausgaben solcher 
Einrichtungen, für die der Haushaltsvoranschlag 
für das Rechnungsjahr 1949 (§ 2 Absatz 1) noch 
keine Bewilligungen vorsieht, bemißt der Bundes- 
minister der Finanzen aufgrund der Ansätze des 
Haushaltsvoranschlags für das Rechnungsjahr 
1950; § 3 Absatz 2 ist dabei entsprechend anzuwen- 
den. ln besonders begründeten Fällen kann aus- 
nahmsweise bei Einrichtungen dieser Art oder bei 
Einrichtungen, für die im Haushaltsvoranschlag 
des Vorjahres nur Verfügungssmnmen ausgebracht 
waren, der Haushaltsausschuß des Bundestages auf 
Vorschlag des Bundesministers der Finanzen be- 
reits vor Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1950 Stellen für plan- 
mäßige Beamte bewilligen. 


§ 5 

(1) Soweit der Bund aufgrund von Vorschriften 
des Grundgesetzes mit Wirkung vom 1. April 1950 
Aufwendungen, die bisher von den Ländern zu 
leisten waren, nach näherer Bestimmung besonde- 
rer Gesetze, Verordnungen, Regelungen oder Ver- 
einbarungen trägt, müssen sich die fortdauernden 
Ausgaben im Rahmen der Summe der in den Haus- 
haltsplänen der Länder für das Rechnungsjahr 1949 
einschließlich etwaiger Nachträge enthaltenen An- 
sätze für die entsprechenden Ausgaben halten. Sie 
sollen bei den einzelnen Ausgabetiteln monatlich 
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Entwurf 

gabetiteln monatlich den Betrag nicht überstei- 
gen, der einem Zwölftel der Summe dieser An- 
sätze entspricht. 

(2) Die Vorschriften des §2Ziffer2 und der 
§§ 3 und 4 finden entsprechende Anwendung. 


§ 6 

Auf die ihnen im Rechntuigsjahr 1950 oblie- 
genden Ablieferungen haben die Bundespost und 
die Bundesbahn für die Monate April bis Sep- 
tember 1950 Abschlagszahlungen monatlich im 
voraus zu leisten. Diese betragen 

a) für die Bundespost 

monatlich 9 000 000 DM 

b) für die Bundesbahn 

monatlich 14 500 000 DM. 


§ 7 

(1) Die Bundespost wird verpflichtet, die im 
Rechnungsjahr 1950 fälligen Zinsen für die Aus- 
gleichsforderung zu übernehmen, die der Post- 
sparkasse auf Grund von § 10 del* Zweiten 
Durchführungsverordnung (Bankenverordnung) 
zum Dritten Gesetz zur Neuordnung des Geld- 
wesens (Umstellungsgesetz) zugeteilt worden ist. 

(2) Die Bundesbahn und die Bundespost werden 
verpflichtet, ein Drittel von den im Rechnungs- 
jahr 1950 fälligen Zinsen für die Ausgleichsforde- 
rung zu übernehmen, die der Bank Deutscher 
Länder auf Grund von § 10 der Zweiten Durch- 
führungsverordnung (Bankenverordnung) zum 
Dritten Gesetz zur Neuordnung des Geldwesens 
(Urastellungsgesetz) zugeteilt worden ist. Das zu 
übernehmende Drittel wird im Verhältnis von 
3:2 auf die Bundesbahn und die Bundespost auf- 
geteilt. 


§ 8 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, zur vorübergehenden Verstärkung der 
Betriebsmittel der Bundeshauptkasse und zur 
Durchführung des Abkommens über wirtschaft- 
lidie Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und den Vereinigten Staaten von 
Amerika vom 15. Dezember 1949 nebst Zusatz- 
abkommen insgesamt Mittel bis zur Höhe von 
1 500000000 DM im Wege des Kredits zu beschaffen. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

den Betrag nicht übersteigen, der einem Zwölftel 
der Summe dieser Ansätze entspricht. 

(2) Die Vorschriften des § 2 Absatz 2 und der §§ 
3 und 4 finden entsprechende Anwendung. 


§ 6 

Unverändert. 


§ 7 

Unverändert. 


§ 8 

Unverändert. 
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Entwurf 

§ 9 

Die Bundesregierung^ wird ermächtigt, die zur 
Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen 
Rechtsverordnungen zu erlassen. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt a m 1. April 1950 in Kraft. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

§ 9 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, die zur 
Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Be- 
stimmungen zu erlassen. 


§ 10 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1950 
in Kraft. 
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